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Gentechnikfreie Landwirtschaft schlecht geschützt
Quadratur des Kreises: das neue Gentechnikgesetz
	

	Nicht immer so leicht zu erkennen: Fremdgene im Mais


Mitte Januar wurde der gespannten Öffentlichkeit von Verbraucherministerin Künast ein Entwurf zur Neufassung des Gentechnikgesetzes vorgestellt und im März vom rot-grünen Kabinett durchgewinkt. Der Gesetzentwurf war als nationale Umsetzung der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt nötig geworden. Die Richtlinie regelt die Freisetzung (zu Erprobungs- oder Forschungszwecken) und das Inverkehrbringen von gentechnisch veränderten Organismen (GVO). Im Sommer 2003 wurde zusätzlich die EU-Kennzeichnungsverordnung mit einem Schwellenwert von 0,9 Prozent zulässiger gentechnischer Verunreinigung im EU-Parlament verabschiedet. Mit dieser Verordnung sollte die rechtliche Grundlage für ein Ende des seit 1998 in der EU bestehenden Anbaumoratoriums geschaffen werden. Nun sind die Mitgliedsländer gezwungen, diese in nationale Gentechnikgesetze umzusetzen.
Die EU-Kennzeichnungsverordnung und Vorstöße für eine Aufhebung des EU-Moratoriums waren die Folge der WTO-Klage der Bush-Administration gegen das Zulassungsmoratorium in der EU. Obwohl die EU sonst nicht davor zurückschreckt, den Krümmungsradius von Bananen EU-einheitlich zu regeln, wurde bei der Frage der Koexistenz von GVO-Landwirtschaft und gentechnikfreier Landwirtschaft die Souveränität der Mitgliedstaaten bemüht. Eine EU-einheitliche Gentechnikgesetzgebung hätte eine Regelung vermutlich um Jahre verzögert.
Anscheinend haben die Gen-Lobbyisten in der EU zumindest in einigen Staaten die Hoffnung auf einen Dammbruch und damit auf den Beginn der Europäischen Kontamination.
Die Regierungskoalition, die sich in der Sache der Gentechnik ohnehin nicht einig ist, versucht nun das Unmögliche in Paragrafen zu fassen. Denn eines ist klar: Wenn es das Recht auf den Anbau von genmanipulierten Raps gibt, kann es nicht gleichzeitig ein Recht auf gentechnikfreien Honig und Pollen geben.

Viele offene Fragen
Mit der Novelle des Gentechnikgesetzes werde der gentechnikfreie Anbau in Deutschland geschützt, sagte Verbraucherministerin Renate Künast bei der Vorstellung des Gesetzesentwurfs im Januar. Wer genveränderte Pflanzen anbaut, muss nach ihren Worten über seine Anbauflächen Auskunft geben, die konventionellen und Biobauern in der Nachbarschaft vor einer Verunreinigung ihres Saatguts schützen und im Schadensfall haften.
Neben der Umsetzung dieser Elemente der Richtlinie bildet laut Frau Künast die Umsetzung des neuen Artikels 26a der Richtlinie, der durch die Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 in die Richtlinie eingefügt wurde, einen weiteren Schwerpunkt des vorliegenden Gesetzentwurfes. Dieser Artikel eröffnet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, „um das unbeabsichtigte Vorhandensein von GVO in anderen Produkten zu verhindern.“
Worauf sich Verbraucher und Landwirte bezüglich der Gentechnik jedoch wirklich einstellen müssen, war schon der Rede von Renate Künast zu entnehmen: Mehr als dieses Gesetz könne die Politik nicht leisten, die Entscheidung liege nun beim Verbraucher, so ihr Tenor bei der öffentlichen Vorstellung des Entwurfs. 
Bei Äußerungen dieser Art macht sich Unbehagen breit: Die Politik kapituliert vor den Gentechnik-Konzernen, und der Verbraucher soll es richten?
Entsprechend harsch waren denn auch die Reaktionen auf den Gesetzesentwurf von Seiten der Umweltverbände und anderer Gentechnikkritiker. 

Förderung der Gentechnik
Gegenüber dem bisher gültigen Gesetz wurde dem Neuentwurf ein am Vorsorgeprinzip orientierter Absatz vorangestellt, nach dem „unter Berücksichtigung ethischer Werte, Leben und Gesundheit von Menschen, die Umwelt in ihrem Wirkungsgefüge, Tiere, Pflanzen und Sachgüter vor schädlichen Auswirkungen gentechnischer Verfahren und Produkte zu schützen und Vorsorge gegen das Entstehen solcher Gefahren zu treffen“ sind. Dieser wird jedoch sogleich relativiert, indem die zwingende Notwendigkeit angefügt wird, dass neben konventioneller und ökologischer Landwirtschaft auch „gentechnisch veränderte Produkte, insbesondere Lebens- und Futtermittel, erzeugt und in den Verkehr gebracht werden“ sollen. Noch deutlicher wird der Entwurf in Gesetzeszweck drei: Das Gesetz soll „den rechtlichen Rahmen für die Erforschung, Entwicklung, Nutzung und Förderung der wissenschaftlichen, technischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten der Gentechnik (...) schaffen“:
Dieser aus dem alten Gesetzestext übernommene Förderzweck der Gentechnik stellt einen der Skandale des Entwurfs dar. 

Ausschüsse mit Schweigepflicht
Für die Risikobewertung von GVO war bislang die Kommission für die Biologische Sicherheit (ZKBS) zuständig. Um den Prozess um die Zulassung von GVO noch ein wenig unüberschaubarer zu machen, sollen ab jetzt zwei Ausschüsse für die Beurteilung der Sicherheit transgener Organismen zuständig sein: Der ‚Ausschuss für gentechnische Arbeiten in gentechnischen Anlagen’ und der ‚Ausschuss für Freisetzungen und Inverkehrbringen’. Alle Mitglieder dieser Ausschüsse sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Dafür dürfen sie „einmal jährlich“ der Öffentlichkeit „in allgemeiner Weise“ Bericht erstatten.

Keine echte Vorsorge
Die Risikobewertung für GVO soll auf der Grundlage allgemeiner Rechtsgüter erfolgen. Somit fehlt ein entscheidender Punkt der Risikobewertung: die Einbeziehung der Koexistenzfähigkeit des einzelnen GVO. Das allerdings setzte ausgedehnte Langzeitstudien, also echte Vorsorge, voraus.
Überdies hätte anlässlich der Gesetzesnovelle das seit langem überfällige Verbot von Markergenen für Antibiotikaresistenz ausgesprochen werden müssen. Bestimmte Typen von genmanipulierten Mikroorganismen werden nach Paragraf 9 zudem ganz aus dem Regelungsbereich des Gesetzes herausgenommen.

Anmeldung entfällt
Die Genehmigungspflicht für gentechnische Anlagen wird „vereinfacht“. Für die Errichtung einer gentechnischen Anlage der Sicherheitsstufe 1 bedarf es nur noch der Anzeige, nicht mehr der Anmeldung. Sofort nach der Anzeige kann losgelegt werden. Die Behörde nimmt keinen Einfluss mehr auf den Bau der Anlage, auch nicht auf die sodann anlaufenden gentechnischen Arbeiten. Diese Regelung setzt das Vorsorgeprinzip außer Kraft. 

Freisetzung leicht gemacht
Die Gesetzesänderung weitet im Rahmen der Umsetzung der EU-Freisetzungsrichtlinie das vereinfachte Verfahren für GVO-Freisetzungen aus. Wenn für einen GVO „ausreichende Erfahrungen“ gesammelt worden sind, entfällt eine Anhörung. Experimentelle Freisetzungen sollen zudem ohne Nennung des Ortes genehmigt werden können. Eine Beteiligung von betroffenen Landwirten und Bürgern wird damit ausgeschlossen. Die Forderung der Kritiker dagegen ist, vereinfachte Verfahren müssten zum Schutz der Umwelt entfallen, da die Effekte von GVO stark vom aufnehmenden Ökosystem abhängig sind. Freisetzungsverfahren müssten generell abhängig vom Standort und unter Einbeziehung der Öffentlichkeit durchgeführt werden.
Im kommerziellen Anbau muss der Landwirt, der GVO anbauen will, dies lediglich zwei Monate vor Aussaat mitteilen. Die endgültige Erlaubnis der zuständigen Behörde darf bis drei Tage vor Aussaat erteilt werden. Einspruchsmöglichkeiten betroffener Nachbarn sind dadurch außerordentlich beschränkt, die Anbauplanung von benachbarten Landwirten wird empfindlich beschnitten.

Wer kontrolliert die Saat?
Das Monitoring ist nach EU-Gesetzgebung auch nach erlaubter Aussaat eines GVO vorgeschrieben. Im vorliegenden Gesetzesentwurf wurde dieses Monitoring durch den Begriff „Beobachtung“ ersetzt. In noch nicht beschlossenen Verordnungen soll definiert werden, was diese „Beobachtung“ umfassen soll. Aus unserer Sicht muss jedoch klar daraus hervorgehen, dass allein die Hersteller des transgenen Saatgutes und die Anwender für die Kosten der Beobachtung aufzukommen haben.
Eine unverzichtbare Forderung an jedes Monitoringkonzept muss auch sein, dass eine staatliche Koordinierungsstelle die Einhaltung der Vorschriften überwacht und alle Daten zentral erfasst und ausgewertet werden.

	

	Pollen verbreiten sich unkontrollierbar


Standortregister
Paragraf 16a setzt die EU-Vorgaben bezüglich der Einrichtung eines öffentlich zugänglichen Standortregisters um. Sie fordert die Einrichtung eines GPS-gestützten, flächengenauen und im Internet geführten Registers, welches Angaben über den Anbau gentechnisch veränderter Organismen in einem Bundesregister und in Landesregistern erfasst. Die zuständige Bundesoberbehörde, das Ministerium für Verbraucherschutz, erfasst in einem im Internet zugänglichen Bundesregister die gemeldeten Angaben für das gesamte Bundesgebiet ohne exakte Angabe der GVO-Flächen. Die Länder führen eigene Register, die die Lage der GVO-Flächen exakt ausweisen. „Die zuständige Landesbehörde erteilt Auskünfte aus dem nicht allgemein zugänglichen Teil des Landesregisters, soweit der Antragsteller ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht und kein Grund zu der Annahme besteht, dass der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Auskunft hat. Ein berechtigtes Interesse liegt vor, wenn durch die Eigenschaften des Organismus, die auf gentechnischen Arbeiten beruhen, die Nutzung einer Sache, insbesondere eines Grundstücks, durch den Antragsteller beeinträchtigt werden könnte. Dies wird bei einem in unmittelbarer Nähe zur Freisetzungs- oder Anbaufläche liegenden Grundstück vermutet, es sei denn, dass eine Auskreuzungsmöglichkeit des gentechnisch veränderten Organismus auszuschließen ist. Näheres bestimmt das Landesrecht.“ In der Umsetzung würde dies bedeuten, dass die Herausgabe von detaillierten Informationen im Ermessen der jeweiligen Länder liegt, nur aufgrund eines „berechtigten Interesses“ erfolgt, und nur sofern der GVO-Anbauer kein „schutzwürdiges Interesse“ vorbringt. Der Öffentlichkeit können also Informationen über einen GVO-Anbau in ihrer Nachbarschaft verwehrt werden. Damit bleibt der Entwurf weit hinter den Forderungen der EU-Kommission zurück, die ohne Wenn und Aber öffentlich zugängliche Register fordert.
Welche Politik mit diesen Beschränkungen für die Öffentlichkeit, insbesondere in zur Gentechnik in Nibelungentreue stehenden Bundesländern wie Bayern, verfolgt werden wird, kann man sich problemlos ausmalen. 

Schutz ökologisch sensibler Gebiete
Nicht einmal dem GVO-Anbau in Naturschutzgebieten und auf anderen ökologisch sensiblen Flächen schiebt das Gesetz einen Riegel vor. Wer nach Paragraf 16b in solchen Gebieten GVO anbauen will, muss dies lediglich bei der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde des Landes anzeigen:„Wer die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung von GVO in ökologisch sensiblen Gebieten betreiben will, hat dies der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Landesbehörde anzuzeigen.“ Eine beabsichtigte Nutzung ist laut Gesetzestext nur zu untersagen, wenn eine „erhebliche“ Beeinträchtigung des betreffenden Ökosystems zu erwarten ist. Wie eine solche Beeinträchtigung definiert werden kann, bleibt völlig unklar.

	

	Pollen in Großaufnahme


Umwelthaftung fehlt 
Die Frage der Haftung ist neben der grundsätzlichen Unverantwortbarkeit der Agro-Gentechnik das Hauptkriterium gegen das neue Gesetz. Ohne eine klare Definition von Zumutbarkeitsschwellen und von „Schaden“ greift zudem jede Regelung ins Leere. Umweltschäden sind bisher überhaupt nicht geregelt. Selbst eine Definition, was unter einem „ökologischen Schaden“ zu verstehen ist, enthält der Entwurf nicht. Nach dem im Gesetz festgeschriebenen Verursacherprinzip haftet zwar der Gentechnik-Anbauer, Beweislast und Nachweiskosten sollen jedoch beim Geschädigten liegen. Der Bauer, dem durch die ungewollte Einkreuzung von GVO-Pflanzen sowieso schon wirtschaftlicher Schaden entsteht, zahlt zusätzlich noch Laboruntersuchungen und Anwalts- und Prozesskosten.
Für betroffene Landwirte, und ganz besonders gilt dies für ökologisch wirtschaftende, bedeutet der Entwurf konkret, dass sie selbst aufwändig herausfinden müssen, ob der Anbau genmanipulierter Pflanzen auf einem ihrer Nachbargrundstücke geplant ist. Wenn er dies tut, muss er versuchen, sich mit dem Nachbarn zu einigen. Sollte das nicht klappen, muss er auf eigene Kosten sein Feld untersuchen lassen und im Schadensfall eventuell klagen.
Die ‚gute fachliche Praxis’, nach der der Anbauer der Gentech-Pflanzen arbeiten soll, ist darüber hinaus nicht definiert. Sie müsste für den Anbau jeder einzelnen transgenen Pflanzensorte konkretisiert werden. Im Gesetz finden sich dazu nur sehr ungenaue Formulierungen, z.B.: „Zur guten fachlichen Praxis gehören insbesondere beim Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen Maßnahmen, um Einträge in andere Grundstücke bei Aussaat und Ernte zu verhindern sowie Auskreuzungen in andere Kulturen und in Wildpflanzen benachbarter Flächen zu vermeiden – insbesondere durch Mindestabstände, Sortenwahl, Durchwuchsbekämpfung oder Nutzung von natürlichen Pollenbarrieren.“ In noch nicht beschlossenen Verordnungen zur ’guten fachlichen Praxis’ sollen für jede Pflanzenart bestimmte Mindestabstände zwischen Feldern sowie Schutz-Hecken eingeführt werden. Da über die Wirksamkeit dieser Maßnahmen jedoch keine wissenschaftlichen Fakten auf dem Tisch liegen, ist jede eingeführte Abstandsregelung völlig willkürlich.

	

	Verunreinigungsgefahr Mähdrescher


Gentechnik macht Lebensmittel teurer
Der interessierte Laie fragt sich nun, wer das Possenspiel Koexistenz denn bezahlen soll – und ahnt bereits die Antwort: „Es entsteht dem Bund, den Ländern und Gemeinden erhöhter Verwaltungsaufwand zum Beispiel durch die Teilung der Zentralen Kommission für die Biologische Sicherheit in zwei spezialisierte Ausschüsse, zusätzliche Prüfungen in den Genehmigungsverfahren, die Einrichtung des Standortregisters für freigesetzte und angebaute gentechnisch veränderte Organismen sowie für die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften des Gentechnikgesetzes. Insoweit können die tatsächlichen Mehrkosten für die Länder und Gemeinden nicht abgeschätzt werden. Allerdings werden von einzelnen Verbänden Mehrkosten für Produzenten gentechnikfreier Produkte in der Nachbarschaft von Gentechnik verwendenden Produzenten über die gesamte Wertschöpfungskette prognostiziert. Konkrete Angaben über die Höhe dieser Mehrkosten wurden allerdings nicht gemacht. Es ist daher nicht auszuschließen, dass dies zu einer nicht quantifizierbaren Erhöhung von Einzelpreisen führen kann.“
Kurz zusammengefasst bedeutet dies, dass nicht etwa die Verursacher gentechnischer Kontamination die Kosten des Unternehmens Koexistenz zahlen, sondern die Verbraucher – sei es über Steuerzahlungen oder höhere Preise. So könnten sich die Preise für Lebensmittel aus biologischem Anbau nach neuen Hochrechnungen um bis zu 40 Prozent erhöhen.

Förderung statt Einschränkung
Die EU-Freisetzungsrichtlinie ermächtigt die Mitgliedstaaten ausdrücklich, durch Gesetzesvorgaben das unbeabsichtigte Vorhandensein von GVO in anderen Produkten zu verhindern. Die vorliegende Novelle aus dem Bundesverbraucherschutzministerium ist dafür kein wirksames Instrument. Im Gegenteil, das Gesetz dient ausdrücklich der Förderung der Gentechnik.
Entscheidende Eckpunkte sind nach wie vor völlig ungeklärt: Wie müssen Bauern sich gegenseitig informieren? Welche Sicherheitsabstände sollen zwischen verschiedenen Feldern gelten? Bei welchen Schäden an Flora und Fauna muss der Anbau von Gentech-Pflanzen abgebrochen werden? 
Es bleibt letzten Endes offen, wie sich die Regierung das Nebeneinander von gentechnischer, konventioneller und biologischer Landwirtschaft in der Praxis vorstellt. Das Verursacherprinzip wird dabei auf den Kopf gestellt, dem geschädigten Landwirt werden Kontrollkosten und Beweislast aufgebürdet. Von diesem Entwurf des Gentechnik-Gesetzes haben weder Verbraucher noch Bauern etwas. 
Die Verbraucher bekommen nicht einmal das Recht eingeräumt, auch zukünftig gentechnikfreie Produkte kaufen und essen zu dürfen, den Landwirten wird das Recht verweigert, ohne Mehraufwand gentechnikfrei produzieren zu können. 
Es ist jedoch ein offenes Geheimnis, dass jedes noch so ausgefeilte Gesetz nicht verhindern kann, dass es in absehbarer Zukunft nur noch die Wahl zwischen mehr oder weniger Gentechnik geben wird, sei es durch Auskreuzung oder technische Verunreinigung der Lebensmittel. GVO richten sich in ihrem Auskreuzungsverhalten nicht nach Paragrafen, und der „Gensmog“ wird vor unseren Tellern und unseren Äckern nicht halt machen. Alle verfügbaren Studien belegen eindeutig, dass die angestrebte Koexistenz nicht realisierbar und Kontamination unvermeidlich ist (EU-Studie auf www.biosicher heit.de, Studie der Union of Concerned Scientists ).
Gentech-Pflanzen und die künstlich eingefügten Gene werden sich unkontrolliert ausbreiten; die gentechnikfreie und die Ökolandwirtschaft werden zur Landwirtschaft mit weniger Gentechnik und damit wird die viel beschworene Wahlfreiheit der Verbraucher zur Wahlfreiheit zwischen viel und wenig Gentechnik.
Das Umweltinstitut München e.V. fordert deshalb die Beibehaltung des EU-weiten Anbaumoratoriums, denn keine auch noch so ausgeklügelten Regelungen der ‚guten fachlichen Praxis’ können die europaweite Verunreinigung mit GVO aufhalten. 

	

	Welche langfristigen Folgen haben fremde Gene im Mais?


Reaktionen und Stellungnahmen 
Die Vorlage des Gesetzentwurfs hat eine Vielzahl von Reaktionen ausgelöst. Wir möchten an dieser Stelle einige aufzeigen.
Der Deutsche Bauernverband (DBV) bezeichnete das Gesetz als praxisuntauglich und stark verbesserungswürdig und erteilte der vorgesehenen Haftungsregelung für eventuelle Einträge durch gentechnisch veränderte Pflanzen auf benachbarte Äcker eine klare Absage. Er rät unter diesen Bedingungen vom Anbau genmanipulierter Pflanzen ab. Landwirte sollten nur dann an einem Versuchsanbau von Saat- und Pflanzgutunternehmen teilnehmen, wenn eine vom DBV erarbeitete Erklärung zur Haftungsfreistellung zugunsten der Landwirte unterschrieben werde.
Der DBV empfiehlt den Landwirten, beim Saatgutkauf zusätzliche Erklärungen des Verkäufers einzufordern. Nur über derartige Zusatzerklärungen könne erreicht werden, dass der Verkäufer dafür einzustehen hat, dass sein geliefertes Saatgut frei von gentechnisch veränderten Organismen ist und dass abweichend von den ‚Allgemeinen Verkaufs- und Lieferungsbedingungen Saatgut’ eine Gewährleistung beziehungsweise Haftung für gentechnisch verunreinigtes Saatgut beim Kauf erreicht wird. Dies ist nach Ansicht des DBV-Generalsekretärs unverzichtbar, da das Bundeskartellamt 2003 gegen den Widerstand des DBV allgemeine Verkaufs- und Lieferungsbedingungen für Saatgut genehmigt hatte, in denen die Verwender ausdrücklich darauf verweisen, dass das zufällige Vorhandensein von gentechnisch veränderten Organismen nicht völlig auszuschließen ist und somit das gelieferte Saatgut nicht frei von jeglichen Spuren von Gentechnik sein kann. Der DBV ist einer der Initiatoren gentechnikfreier Zonen im ganzen Land, wobei der ursprüngliche Plan, damit die Haftung auszuhebeln, zunehmend von der Basis in ein „Gen-Landwirtschaft – Nein Danke“ umgewandelt wird.
Der Industrieverband Agrar (IVA) rügte, dass das neue Gesetz der Agro-Gentechnik keine faire Chance einräumt.
Bisher ist kein Versicherer bereit, das Risiko des Gentechnikanbaus zu versichern.Eine Umfrage von GLOBAL 2000 unter der österreichischen Versicherungswirtschaft zeigt, dass Gentechnik als unkalkulierbares Risiko angesehen werden muss und damit nicht versicherbar ist. Darüber hinaus erarbeitet der Verband der Versicherungsunternehmen Österreichs derzeit neue Richtlinien, die einen generellen Haftungsausschluss für Schäden durch gentechnische Veränderungen enthalten werden. In welcher Höhe sich die Kosten der Schäden bewegen können, zeigte der Wirbel um den „StarLink“-Mais von Aventis in den USA: Der nur als Tierfutter zugelassene Gentech-Mais wurde in Lebensmitteln gefunden. Die Kosten für die Reinigung der Äcker und die Entschädigungen beziehungsweise für die Rückholaktion der genverseuchten Nahrungsmittel beliefen sich auf mehr als eine Milliarde US-Dollar. Doch auch in den USA ist keine Versicherung bereit, Schäden aus gentechnischer Kontamination zu übernehmen.
Die Debatte um den Gentechnik-Anbau in Deutschland gefährdet nach Ansicht der IG Bauen-Agrar-Umwelt etwa 100.000 Arbeitsplätze in der Landwirtschaft durch gestörtes Verbrauchervertrauen, nachdem durch die BSE-Krise in Europa schon mehr als 120.000 Agrararbeitsplätze und ebenso viele in Distribution und im Handel vernichtet worden waren. Die IG Bauen-Agrar-Umwelt hält unter den in den europäischen Ländern gegebenen geografischen und politischen Bedingungen den Einsatz der umstrittenen Gentechnik nicht für sinnvoll. Die Chancen der europäischen Landwirtschaft lägen in der „Qualitäts- und nicht in der Massenproduktion“.
EU-Verbraucherkommissar David Byrne: „Gen-Food ist sicher! Der nächste logische Schritt nach Verabschiedung der neuen Regeln ist die Zulassung. Andernfalls wäre unsere ganze Mühe eine Verschwendung von Zeit und Geld.“
Die CSU hat Probleme, innerhalb ihrer Mehrheits-Fraktion die Position zu bestimmen. Das Kabinett beschloss den Erprobungsanbau, der Landwirtschaftsausschuss des bayerischen Landtags lehnte ihn ab und 14 Tage später am 4. März 2002 befürwortete der Umweltausschuss den Erprobungsanbau genmanipulierter Pflanzen.
Ruth Paulig, umweltpolitische Sprecherin der Grünen im Bayerischen Landtag, erklärte:„Ich bin davon überzeugt, dass eine Koexistenz nicht regelbar ist. Gentechnisch veränderte Rapspollen können zum Beispiel in bis zu 26 km Entfernung vom Aussaatort festgestellt werden, da Bienen bekanntlich nicht eingesperrt werden können. Oder können wir Flugverbotszonen für Insekten einrichten?“

	Keine Mehrheit für Gen-Mais in Brüssel
Der Vorschlag der EU-Kommission, Monsantos Gentech-Mais NK 603 zuzulassen, scheiterte im Ständigen Ausschuss für Gentechnik in Brüssel. Griechenland, Dänemark, Italien, Luxemburg und Österreich stimmten gegen den Vorschlag. Deutschland enthielt sich der Stimme. Damit wurde die erforderliche qualifizierte Mehrheit verfehlt. Alle anderen Mitgliedstaaten hatten sich für eine bedingte Zulassung in Futter- und Lebensmitteln ausgesprochen. Der Vorschlag muss jetzt dem Rat der Europäischen Umweltminister zur Entscheidung vorgelegt werden. 


Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) fordert: „Wenn das Gentechnikgesetz die Verunreinigung von Landwirtschaft, Nahrungskette und Umwelt auf Dauer verhindern soll, müssen die Pflichten der Gentech-Landwirte umgehend definiert werden. Nach dem Verursacherprinzip müssen sie die Verantwortung dafür tragen, dass die Felder ihrer Nachbarn nicht kontaminiert werden. Vor Gericht darf die Beweislast nicht auf die geschädigten Bauern fallen. Informationen über Standorte gentechnisch veränderter Pflanzen müssen der Öffentlichkeit frühzeitig und unbürokratisch zugänglich sein.“ Der BUND hat zusammen mit dem Deutschen Naturschutz-Ring inzwischen einen Alternativentwurf vorgelegt und unterstützt Bauern bei der Einrichtung gentechnikfreier Zonen.
Die Novelle des Gentechnikgesetzes droht nach Ansicht des Evangelischen Entwicklungsdienstes (EED) in den Armutsländern zu einem „Dammbruch“ bei der Zulassung von gentechnisch veränderten Organismen (GVO) zu führen. Mit der Aufhebung des Zulassungsmoratoriums von gentechnisch veränderten Pflanzen in Deutschland breche auch in den Entwicklungsländern eine wichtige Stütze bei der Zurückhaltung gegenüber der Agro-Gentechnik weg. Die meisten Entwicklungsländer seien weniger aus gesundheitlichen Gründen oder Umweltschutz-Bedenken gegen die Agro-Gentechnik eingestellt als auf Grund ihrer Ängste, die Exportmärkte in Europa zu verlieren, außerdem sind sie nicht auf GVO-Einführung vorbereitet. Selbst wenn sie später die hohen Auflagen der EU zum Schutz gentechnikfreier Landwirtschaft übernehmen würden, statt der weitgehenden Deregulierung der US-Rechtslage zu folgen, sei das Risiko groß, dass die Landwirtschaft der Entwicklungsländer kaum wieder gut zu machende Schäden erleide.
Der frühere vom Premier Tony Blair wegen seiner Gentech-kritischen Haltung entlassene britische Umweltminister Michael Meacher bezieht klar Position: Es gehe um die Entscheidung, ob eine prosperierende Bio-Landwirtschaft für eine risikobehaftete Gentech-Landwirtschaft geopfert werden soll.
Bundesweit wurden inzwischen Demonstrationen gegen Gentechnik in der Landwirtschaft organisiert. Sie fanden bisher in München, Osnabrück und Tübingen statt. Am 18. April fand in Stuttgart eine bundesweite Demonstration mit 10.000 Teilnehmern statt. BUND und Attac machen im Rahmen ihrer Kampagne ‚WTO-Hände weg von unserer Nahrung’ mit der Gen-Tomate in zahlreichen Städten mit Demonstrationen und Infoveranstaltungen Station.
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